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1. Einführung 

 Verwaltungsverfahren, Bußgeldverfahren, Strafverfahren  

Das Bußgeldverfahren gehört systematisch zum Strafrecht im weiteren Sinne. Es handelt sich beim 

Bußgeldverfahren nicht um ein Verwaltungsverfahren im Sinne der Verwaltungsverfahrensgesetze des 

Bundes und der Länder (vgl. Art. 2 Abs. 2 Nr. 2 BayVwVfG), sondern um ein Strafverfahren im weiteren 

Sinne (der „kleine Bruder des Strafrechts“).  

In diesem Skript wird der Begriff „Strafrecht“ im Sinne von Kriminalstrafrecht verwendet. Der Verwal-

tungsbehörde steht in vielen Fällen neben dem Verwaltungshandeln in den Formen des Verwaltungs-

rechts die Möglichkeit des Handelns im Bereich des Ordnungswidrigkeitenrechts zur Verfügung. Oft 

wird ein und dieselbe Verwaltungsbeamtin/derselbe Verwaltungsbeamte einen Sachverhalt verwal-

tungsrechtlich und ordnungswidrigkeitenrechtlich bearbeiten müssen. Trotzdem sind beide Rechtsge-

biete streng voneinander zu trennen, denn für das Ordnungswidrigkeitenrecht gelten teilweise andere 

Verfahrensgrundsätze und das Verfahren ist in anderen Gesetzen geregelt und es werden andere ge-

setzgeberische Zwecke verfolgt. 

Fall 1 

Regierungsinspektor Schlau erfährt, dass Bürger Tierlieb eine hochgiftige Spinne in seinem 

Badezimmer hält. Welche Maßnahmen kann Schlau ergreifen? 

Lösung zu Fall 1 

Er kann den Tierlieb nach Art. 7 Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. Art. 37 Abs. 1, Abs. 4 Nr. 1 LStVG ver-

pflichten, die Spinne abzugeben oder eine Erlaubnis zu beantragen1 (Sicherheitsrecht) und 

er kann gleichzeitig eine Geldbuße wegen des Haltens des gefährlichen Tieres ohne Erlaubnis 

verhängen (Art. 37 Abs. 4 Nr. 1 LStVG, eventuell auch § 121 OWiG). 

                                                                                                                                                                                                         

1 Ob die Behörde jemanden verpflichten kann, einen Antrag zu stellen, ist streitig. Zum Teil wird das abgelehnt, mit dem 

Hinweis darauf, dass die Antragstellung eine freiwillige Handlung darstelle.  

Strafrecht im weiteren 
Sinne

Kriminalstrafrecht 
(Strafrecht im engeren 

Sinne), v. a. StGB

Ordnungswidrigkeiten-
recht, v. a. OWiG

Abbildung 1: Strafrechtliche Grundbegriffe 


